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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 8 SO 24/10 S 
 
L 7 SO 939/10 NZB (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 SO 1658/09 (SG Ulm) 
 
 
 
…………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Heidenheim, 
Felsenstraße 36, 89518 Heidenheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. August 2010 durch  

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   C o s e r i u  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts  

Baden-Württemberg vom 22. Juli 2010 - L 7 SO 939/10 NZB - wird als unzulässig  

verworfen.  

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren gegen den vorbezeichneten  

Beschluss Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger begehrt Sozialhilfeleistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII). 

 

Das Sozialgericht Ulm hat seine Klage durch Urteil vom 14.12.2009 abgewiesen und die 

Berufung nicht zugelassen. Das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat die Be-

schwerde gegen die Nichtzulassung der Berufung mit Beschluss vom 22.7.2010 zurück-

gewiesen. Gleichzeitig wurde in dem Beschluss des LSG darauf hingewiesen, dass diese Ent-

scheidung unanfechtbar sei. Dagegen hat der Kläger mit einem am 16.8.2010 beim Bundes-

sozialgericht (BSG) eingegangenen Schreiben Beschwerde eingelegt und Prozesskostenhilfe 

(PKH) beantragt.  

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Der Beschluss des LSG vom 22.7.2010 ist, worauf 

das LSG zutreffend hingewiesen hat, gemäß § 177 SGG nicht mit der Beschwerde an das BSG 

anfechtbar. Dem Kläger steht deshalb auch keine PKH zu; denn die beabsichtigte Rechtsver-

folgung hat keine hinreichende Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 SGG, § 114 ZPO). Die Ver-

werfung des Rechtsmittels des Klägers erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamtlichen Richter in 

entsprechender Anwendung des § 169 SGG.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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